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Januar

Präsidentschaft - Deutschland

1. Januar: Deutschland übernimmt den Ratsvor-
sitz. Als Prioritäten der deutschen Präsidentschaft
werden der Beschäftigungspakt, die Agenda 2000,
die Erweiterungsverhandlungen, die Annäherung
an die Türkei, die Außenpolitik (Hoher Repräsen-
tant) und die Bildung einer Verteidigungsidentität
genannt.

Dezember stößt auf eine kontroverse Resonanz im
Parlament. Delors hatte u.a. angeregt, dass das
Europa der 30 einen harten Kern erfordere, der
Kommissionspräsident durch die Parteien im
Wahlkampf zum Europäischen Parlament vorge-
schlagen werden sollte und in jeder Regierung ein
stellvertretender Ministerpräsident für Europa
ernannt werden könnte.

Amsterdam

5. Januar: Spanien hinterlegt die Instrumente zur
Ratifizierung des Vertrags von Amsterdam.

Euro

1. Januar: Mit der unwiderruflichen Festlegung
ihrer gegenseitigen Wechselkurse durch den ECO-
FIN-Rat bilden die Währungen Belgiens,
Deutschlands, Spaniens, Frankreichs, Irlands, Ita-
liens, Luxemburgs, der Niederlande, Österreichs,
Portugals und Finnlands den Euro. Die Einfüh-
rung einer gemeinsamen Währung begrüßen die
Finanzmärkte mit einer Aufwertung des Euro
gegenüber Dollar und Yen. Die EZB meldet, dass
Target (Trans-European Automated Real-Time
Gross Settlement Express Transfer) reibungslos
funktioniert.

Betrugsaffäre

4. Januar: Die Kommission bestätigt die Beur-
laubung und die Einleitung eines Disziplinarver-
fahrens gegen den Beamten, der Dossiers der
Kommission über die Betrugsbekämpfung dem
Parlament über die Fraktion der Grünen zugäng-
lich gemacht haben soll. Die Fraktion der Grünen
protestiert gegen das Vorgehen der Kommission
gegen Paul van Buitenen.

Institutionelle Reform

5. Januar: Delors' Reformvorschlag von Ende

Betrugsaffäre

7. Januar: Die Fraktionen der EVP und der
Liberalen legen den betroffenen Kommissaren
den Rücktritt nahe. Die SPE-Fraktion bleibt bei
ihrem Misstrauensantrag gegenüber der gesamten
Kommission.

Handelsbeziehungen - Japan - Kommission

7. Januar: Die Kommission und MITI sprechen
für die WTO-Jahrtausendrunde bei einem Treffen
zwischen Kommissar Sir Leon Brittan und
Minister Kaoru Yosano gemeinsame Standpunkte
ab. Neben der Landwirtschaft und den Dienst-
leistungen soll auch der Abbau von Industrie-
zöllen und die Einführung von Regeln in den
Bereichen Umwelt, Soziales und Wettbewerb ein-
bezogen werden.

Fischerei - Kommission

8. Januar: Die Kommission stellt die neuen
Regeln für die Strukturintervention im Bereich
Fischerei und Aquakultur für den Zeitraum 2000-
2006 vor.
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Betrugsaffäre

12. Januar: Der Kommissionspräsident wirbt in
einer Rede vor dem Europäischen Parlament um
Vertrauen in die Kommission und ihr Bemühen
um die Aufklärung der Affäre.

Ratspräsidentschaft - Parlament

12. Januar: Joschka Fischer ruft in einer Rede vor
dem Europäischen Parlament zur Vertiefung des
europäischen Einigungsprozesses auf.

Abkommen - Parlament - Korea

13. Januar: Das Europäische Parlament billigt den
Abschluss des Rahmenabkommens über Handel
und Zusammenarbeit mit der Republik Korea. Das
Abkommen soll den wirtschaftlichen Kontakt u.a.
über die Vereinfachung von Investitionen stärken.
Es bezieht die Einhaltung der Menschenrechte
ebenso wie die Wahrung der Demokratie ein und
gilt zunächst für fünf Jahre.

Betrugsaffäre

14. Januar: Der Misstrauensantrag gegen die
Kommission erhält nur 42% und ist damit ge-
scheitert. Ein Sachverständigenrat soll eingesetzt
werden, um die Handhabung der Betrugsbe-
kämpfung bei der Kommission zu prüfen. Weiter-
hin fordern einige Abgeordnete den Rücktritt der
Kommissare Cresson und Marin.

Parlament

14. Januar: Das Präsidium des Europäischen Par-
laments beschließt rückwirkend zum 15. Dezem-
ber 1998, den Neubau des Parlamentsgebäudes in
Straßburg als erbracht zu übernehmen. Wegen
erheblicher Baumängel, die noch behoben werden
müssen, steht der Einzugstermin noch nicht fest.

Euro

14. Januar: Die Finanzminister von Deutschland
und Frankreich, Oskar Lafontaine und Dominique
Strauss-Kahn, plädieren für eine verstärkte inter-
nationale Koordination der Wechselkurse, insbe-
sondere um starke Schwankungen im Verhältnis
von Dollar zu Euro zu vermeiden. Ebenso fordern
sie eine engere Zusammenarbeit innerhalb der EU
bei der Gestaltung der Steuerpolitik. Die Einfüh-

rung der qualifizierten Mehrheit bei der Abstim-
mung im Rat zu bestimmten Steuerfragen soll den
ruinösen Wettbewerb der Steuersysteme stoppen.

Rechnungshof

15. Januar: Jan O. Karlsson aus Schweden wird
von den 15 Mitgliedern des Europäischen Rech-
nungshofes zum neuen Präsidenten gewählt. Er
löst den Deutschen Bernhard Friedmann ab.

Kommission - Russland

15. Januar: Die Kommission startet ein Projekt zur
Wiedereingliederung russischer Offiziere in die
lokale Wirtschaft im Rahmen von TACIS. Es wird
mit 4 Mio. Euro gefördert.

Schengen

15. Januar: Das Europäische Parlament unterstützt
die Integration des Schengener Abkommens ins
Vertragswerk; es verlangt aber, zum Inhalt dieses
Besitzstandes konsultiert zu werden und einen
Beobachter in den Rat für Justiz und Innere Ange-
legenheiten entsenden zu können.

Kosovo

18. Januar: Die EU-Ratspräsidentschaft verurteilt
das Massaker an Zivilisten in Racak (Kosovo)
scharf, bei dem am 15. Januar mindestens 45
Menschen starben, sowie den Angriff auf OSZE-
Beobachter. Einen Tag später fordert Ratspräsi-
dent Joschka Fischer Präsident Slobodan Milose-
vic solle seine Entscheidung, den Leiter der
OSZE-Gruppe William Walker zur persona non
grata zu erklären, überdenken.

EuGH

19. Januar: In seinem Calfa-Urteil (C-348/96)
erklärt der Europäische Gerichtshof die Auswei-
sung einer italienischen Touristin auf Lebenszeit
wegen Drogenbesitzes aus Griechenland für ge-
meinschaftswidrig.

Wirtschaft - Kommission

20. Januar: Die Kommission nimmt ein Grünbuch
über die Informationen des öffentlichen Sektors in
der Informationsgesellschaft und eine Mitteilung
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Februar

über die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen
Unternehmen angesichts der Globalisierung an.

Wettbewerb - Kommission

21. Januar: Die Kommission fordert von Elf-
Aquitaine und der deutschen Bundesregierung
weitere Informationen zur Übernahme der Leuna-
Werke durch den französischen Konzern. Es
besteht der Verdacht, dass Elf-Aquitaine wissent-
lich einen überhöhten Investitionsbedarf angege-
ben hat, um von der Kommission höhere staatli-
che Beihilfen genehmigt zu bekommen.

tritt in Kraft. Ab Januar 2001 soll der freie Handel
mit industriellen Produkten eingeführt werden.
Das Kooperationsrahmenabkommen mit Chile
tritt ebenfalls in Kraft.

Erweiterung - Kommission - Zypern

1. Februar: Kommissar Hans van den Broek
begrüßt bei einem Treffen mit dem Außenminister
Zyperns den Verzicht auf die Stationierung russi-
scher S-300-Raketen auf der Insel und bekräftigt
die Bemühungen um die Einbindung der türki-
schen Zyprioten in den Erweiterungsprozess.

Technologie - Rat - Parlament

25. Januar: Der Rat verabschiedet die zehn spezi-
fischen Programme des fünften Rahmenpro-
gramms für Forschung und technologische Ent-
wicklung (1998-2002). Das Europäische Parla-
ment und der Rat verabschieden einen mehrjähri-
gen Aktionsplan der Gemeinschaft zur Förderung
einer sichereren Nutzung des Internet.

Kommission

27. Januar: Die Kommission nimmt ein Weißbuch
über den Handel an.

WEU

29. Januar: Deutschland möchte den Schwerpunkt
seiner WEU-Präsidentschaft, so der ständige Ver-
treter, auf eine engere Zusammenarbeit der WEU
mit der EU und auf die Entwicklung einer europä-
ischen Sicherheits- und Verteidigungsidentität le-
gen.

Institutionelle Reform

30. Januar: In fast 60 europäischen Städten orga-
nisieren die Jungen Europäischen Föderalisten
Aktionen zum Aufruf für eine Europäischen Ver-
fassung.

Februar

Abkommen - Slowenien - Chile

1. Februar: Das Europaabkommen mit Slowenien

Kosovo

8. Februar: Albanische und serbische Vertreter
beginnen in Rambouillet mit der Prüfung des
Autonomie-Entwurfs, den die Vertreter der EU,
der USA und Russland, Wolfgang Petritsch,
Christopher Hill und Boris Majorski, vorgelegt
haben.

AKP

8./9. Februar: In Dakar beginnt die erste Minis-
terkonferenz der AKP-Staaten und der EU im
Rahmen der Vertragsverhandlungen zu einem
neuen Abkommen, das das Nachfolgeabkommen
zum vierte Lome-Abkommen ablösen soll.

Technologie - Kommission

10. Februar: Die Kommission regt die Entwick-
lung eines integrierten europäischen Satelliten-
navigationssystems (Galileo) an.

Kosovo

12. Februar: Das Europäische Parlament unter-
stützt in einer Entschließung den Vorschlag der
Kontaktgruppe für das ehemalige Jugoslawien,
fordert die Konfliktparteien zu einer Einigung in
Rambouillet auf und stellt sich hinter die NATO-
Entscheidung, alle erforderlichen Maßnahmen zu
treffen, um eine Einigung zu erzwingen.

Erweiterung - Kommission - Malta

17. Februar: Die Kommission aktualisiert ihre
Stellungnahme aus dem Jahre 1993 über den
Antrag Maltas auf einen Beitritt zur Europäischen
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Union. Da die politischen Bedingungen erfüllt
und die bestehenden ökonomischen Probleme
nicht unüberbrückbar sind, bittet die Kommission
den Rat um ein Verhandlungsmandat und meint,
die Beitrittsverhandlungen könnten Ende des
Jahres beginnen.

Amsterdam

17. Februar: Belgien hinterlegt die Instrumente
zur Ratifizierung des Vertrags von Amsterdam.

GASP - Afrika

18. Februar: Die EU entsendet eine Troika nach
Afrika, um im Krieg zwischen Äthiopien und
Eritrea zu vermitteln.

Russland

18. Februar: Zum halbjährlichen Gipfeltreffen der
Europäischen Union und Russland treffen Rats-
präsident Gerhard Schröder und Kommissions-
präsident Jacques Santer mit Präsident Boris
Jelzin in Moskau zusammen. Die EU stellt u.a. die
Entwicklung einer gemeinsamen Strategie für
Russland vor.

Agenda 2000

21. Februar: Auf einer Klausurtagung der Außen-
minister in Luxemburg gelingt es nicht, in Fragen
der Landwirtschaft zu einer Einigung zu kommen.
Besondere Streitpunkte sind die Meinungs-
verschiedenheiten zwischen Frankreich und
Deutschland. Die von Deutschland geforderte Ko-
finanzierung lehnt Frankreich weiter kategorisch
ab.

Wirtschaft - Rat

22. Februar: Der Rat verabschiedet die beschäfti-
gungspolitischen Leitlinien für das Jahr 1999.

Europäischer Rat

26. Februar: Zu informellen Gesprächen treffen
sich die Staats- und Regierungschefs auf dem
Petersberg bei Bonn. Im Mittelpunkt ihrer Ge-
spräche stehen die Agenda 2000, der Kosovo und
der Fall Öcalan.

März

Abkommen - San Jose

1. März: Das Kooperationsrahmenabkommen mit
den Ländern der San Jose-Gruppe tritt in Kraft.

Betrugsaffäre

3. März: Der Kommissionspräsident Jacques San-
ter distanziert sich erstmals öffentlich von Mit-
gliedern seiner Kommission, die in die Betrugs-
affäre verwickelt sind. Nach seiner Ansicht müss-
ten sie die Konsequenzen ziehen, wenn sich der
Verdacht bestätigt.

Handelsbeziehungen - USA

3. März: Der Handelsstreit zwischen den USA und
der EU um Bananen, Rindfleisch und Flugzeuge
eskaliert. Im Bananenstreit verhängen die USA
Straf zolle von 100 Prozent auf mehrere europäi-
sche Waren. Bis zur Entscheidung der WTO wer-
den sie jedoch noch nicht erhoben. Die USA kün-
digen der EU Strafmaßnahmen auch im Fall eines
weiteren Boykotts hormonbehandelter Rinder und
einer weiteren Landeverweigerung von Flugzeu-
gen mit hoher Lärmemission an.

Bosnien

8. März: Die EU stellt sich hinter die Entschei-
dung des Hohen Repräsentanten für Bosnien, Car-
los Westendorp, den Präsidenten der Republik
Srpska, Nikola Poplasen, abzusetzen und auch
hinter den Spruch des Schiedsgerichts, die Stadt
Brcko zu einem autonomen Bezirk unter interna-
tionaler Überwachung zu erklären. Beide Ent-
scheidungen lösten Unruhen aus.

Lateinamerika - Kommission

9. März: Die Kommission verabschiedet eine
Mitteilung über eine neue Partnerschaft zwischen
der Europäischen Union und Lateinamerika an der
Schwelle des 21. Jahrhunderts.

EuGH

9. März: Im Fall Centros Ltd./Erhvervsog
Selskasstyrelsen (C-212/97) entscheidet der Ge-
richtshof, dass die Niederlassungsfreiheit auch
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März

dann gilt, wenn ein Unternehmen seinen Sitz nur
deshalb in einem anderen Mitgliedsland errichtet,
um Bestimmungen des eigenen Landes, in dem es
auch ausschließlich tätig ist, zu umgehen.

Amsterdam

11. März: Das Europäische Parlament ändert seine
Geschäftsordnung, um sie dem Vertrag von Am-
sterdam anzupassen.

Landwirtschaft - Rat

11. März: In der üblichen Nachtsitzung gelingt der
Durchbruch bei der Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik. Der Berliner Gipfel muss die Ent-
scheidung im Rahmen der Agenda 2000 noch ab-
schließend billigen.

NATO

12. März: Polen, die Tschechische Republik und
Ungarn werden Mitglieder der NATO.

Inneres und Justiz - Rat

12. März: Der Rat beschließt eine Verordnung zur
Bestimmung derjenigen Drittländer, deren Staats-
angehörige beim Überschreiten der Außengrenzen
der Mitgliedstaaten im Besitz eines Visums sein
müssen.

Betrugsaffäre

15. März: Die Kommission tritt geschlossen zu-
rück, nachdem der Ausschuss unabhängiger Sach-
verständiger einen ersten Bericht über Anschul-
digungen betreffend Betrug, Missmanagement
und Nepotismus in der Europäischen Kommission
vorgelegt hat, der einige Kommissare belastet. Bis
zur Ernennung einer neuen Kommission bleibt die
bisherige Kommission im Amt.

Erweiterung - Malta

16. März: Der Rat ersucht die Kommission, einen
Entwurf zur besonderen Heranführungsstrategie
für Malta vorzulegen.

EuGH

18. März: Der Gerichtshof stellt seinen Jahres-
bericht 1998 vor. Er betont die Relevanz des
Gemeinschaftsrecht und seiner Urteile für den
Alltag der Bürger in der EU.

Amsterdam

22. März: Portugal hinterlegt die Instrumente zur
Ratifizierung des Vertrags von Amsterdam.

Amsterdam

23. März: Griechenland hinterlegt die Instrumente
zur Ratifizierung des Vertrags von Amsterdam.

Kosovo

24. März: Die NATO greift mit Luftangriffen in
den Kosovokrieg ein.

Europäischer Rat - Berlin

24. - 26. März: Auf der Sondertagung des Europä-
ischen Rates in Berlin erzielen die Staats- und
Regierungschefs eine Einigung über die Agenda
2000. Romano Prodi soll Präsident der Kom-
mission werden. Der Abschluss des Handels- und
Kooperationsabkommens mit Südafrika wird
gebilligt. Zum Nahost-Friedensprozess und zur
Erweiterung werden Erklärungen abgegeben. Bel-
grad wird aufgefordert, das Abkommen von Ram-
bouillet in letzter Minute anzunehmen, um militä-
rische Aktionen zu vermeiden. Nach dem Beginn
der Luftangriffe gibt der Europäische Rat eine
Erläuterung der Gründe der europäischen Teil-
nahme ab.

AKP

29. März: In Straßburg wird die 28. Sitzung der
Paritätischen Versammlung der AKP-Staaten und
der EU eröffnet.

USA - Handelsbeziehungen

30. März: Die USA und die EU entschärfen ihren
Streit über die Einschränkung von Hushkit-Flug-
zeugen in Europa. Die verabschiedete Verordnung
sieht die Möglichkeit von Veränderungen vor.
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Amsterdam

30. März: Frankreich hinterlegt als letztes Mit-
gliedsland die Instrumente zur Ratifizierung des
Vertrags von Amsterdam.

April

Kosovo

1. April: Auf dem Petersberg bei Bonn kommen
die Außenminister der EU-Troika und der acht
Nachbarländer Jugoslawiens sowie hochrangige
Vertreter der Kommission, der OSZE und der
UNO zu einer Balkankonferenz zusammen.

USA - Handelsbeziehungen

7. April: Nach der Entscheidung der WTO zu
Gunsten der USA sind die meisten EU-Staaten
zum Einlenken im Bananenstreit bereit. Sie möch-
ten die Einfuhrregeln für Bananen ändern, um die
Präferenzen für Importe aus den AKP-Staaten
bewahren zu können.

Kosovo

6. April: Die Kommission und die Räte für Inneres
und Justiz sowie für Allgemeine Angelegenheiten
beraten über die Hilfen für die Flüchtlinge und die
Nachbarländer.

Kosovo

8. April: Der deutsche Außenminister Joschka
Fischer legt in Luxemburg dem Rat den Entwurf
eines Stabilitätspakts für den Balkan vor, der auf
ein internationales Vorgehen abzielt.

Parlament - Kommission

13. April: Romano Prodi gibt vor dem Europä-
ischen Parlament eine politische Erklärung ab, in
der er eine große Saison der Reformen und Ver-
änderungen ankündigt. Die Rede trifft auf breite
Zustimmung in den Fraktionen des Parlaments.

Kosovo

14. April: Auf einem Sondergipfel des Euro-

päischen Rates in Brüssel, an dem auch UNO-Ge-
neralsekretär Kofi Annan teilnimmt, wird die
Lage im Kosovo erörtert. Der Rat nimmt den
Friedensplan von Außenminister Joschka Fischer
an. Der Plan sieht eine Feuerpause der NATO ab
dem Beginn des Abzugs serbischer Verbände vor,
die in eine Einstellung der Kampfhandlungen
münden könnte, wenn Belgrad einen Abzugsplan
vorlegt. Bis zur Übernahme der Verwaltung des
Kosovo durch eine internationalen Friedenstruppe
würde die UCK unter Einhaltung der Waffenruhe
in ihren Stellungen bleiben dürfen.

Mittelmeer

15./16. April: In Stuttgart findet die dritte Europa-
Mittelmeer-Konferenz statt. Erstmals nimmt Li-
byen als besonderer Gast des Vorsitzes am
Barcelona-Prozess teil.

GASP - Libyen

20. April: Der Rat beschließt eine Verordnung, mit
der die gegen Libyen verhängten Wirtschaftssank-
tionen ausgesetzt werden.

Wettbewerb - Kommission

21. April: Kommissar Karel van Miert legt vor
dem Wirtschaftsausschuss des Europäischen
Parlaments wettbewerbsrechtliche Probleme in
einigen Wirtschaftsbereichen dar. Er spricht
Konzentrations- und Absprachetendenzen im
Sport und im Bankensektor zur Euro-Einführung
ebenso an, wie geplante Fusionen im Bereich der
Telekommunikation und äußert den Verdacht,
dass einige Autofirmen den Ankauf durch Nicht-
gebietsansässige einschränken.

Umwelt - Rat

22. April: Der Rat billigt eine Richtlinie zu den
Grenzwerten für Schwefeldioxid, Stickstoff-
dioxid, Stickstoffoxide, Partikel und Blei in der
Luft.

Rat

26. April: Der Rat verabschiedet eine gemeinsame
Maßnahme zur konkreten Unterstützung der frei-
willigen Rückführung und der Aufnahme von
Flüchtlingen, Vertriebenen und Asylbewerbern. Er
beschließt weiter eine Richtlinien über Abfall-
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Mai

deponien und den Schwefelgehalt bestimmter
flüssiger Kraft- oder Brennstoffe. Ferner fasst er
Beschlüsse über die Einführung eines Einzel-
richters beim Gericht erster Instanz und über die
zweite Phase des gemeinschaftlichen Aktionspro-
gramms im Bereich der beruflichen Bildung
Leonardo da Vinci.

Kosovo

26. April: Die Außenminister der EU-Staaten ver-
stärken die Sanktionen der EU gegen Belgrad. Ein
Ölembargo soll noch in diesem Monat in Kraft
treten. Ferner wird das Einfrieren von Konten auf
die Personen um Milosevic und seine Regierung
ausgedehnt und es werden Reisebeschränkungen
gegen sie verhängt.

Rat - Parlament

27. April: Der Rat nimmt eine Veränderung am
Entwurf des Parlaments vom 3. Dezember 1998
zum geänderten Abgeordnetenstatut vor. Eine
ergänzende nationale Veranlagung bei der
Besteuerung wird neben dem generellen Prinzip
der europäische Besteuerung möglich.

Europarat

27. April: Georgien wird 41. Mitglied des Europa-
rats.

Kommission

28. April: Die Kommission billigt den Vorentwurf
des Haushaltsplans für das Jahr 2000. Sie nimmt
ein Weißbuch über die Modernisierung der Vor-
schriften zur Anwendung der Artikel 85 und 86
EG-Vertrag und einen Beschluss zur Einrichtung
eines Amtes für Betrugsbekämpfung an. Weiter
beschließt sie einen Aktionsplan der Gemein-
schaft für den Wiederaufbau in Mittelamerika
nach dem Hurrikan Mitch an.

EuGH

29. April: Im Fall Erich Ciola/Land Voralberg (C-
224/97) entscheidet der Gerichtshof, dass der Vor-
rang des Gemeinschaftsrechts nicht nur gegenüber
abstrakt-generellen Rechtsvorschriften gilt, son-
dern auch gegenüber konkret-spezifischen Ver-
waltungsentscheidungen.

Mai

Amsterdam

1. Mai: Der Vertrag von Amsterdam tritt in Kraft.

Neuseeland

4. Mai: Die Außenminister Joschka Fischer als
Ratsvorsitzender und Don McKinnon für Neu-
seeland sowie Kommissionsvizepräsident Sir
Leon Brittan unterzeichnen in Straßburg eine ge-
meinsame Erklärung zu den Beziehungen zwi-
schen der Europäischen Union und Neuseeland.

Kommission

4. Mai: Die Kommission billigt ihre ersten
Legislativvorschläge im Bereich der Zusammen-
arbeit der Justizbehörden in Zivilsachen. Sie be-
treffen die Zustellung gerichtlicher und außerge-
richtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handels-
sachen sowie die Zuständigkeit, Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen
und in Verfahren zur elterlichen Verantwortung.

Europarat

5. Mai: Der Europarat begeht seinen 50. Jahrestag
und unterstreicht seine fortdauernde Bedeutung
insbesondere für die Durchsetzung der Menschen-
rechte in Europa.

Parlament - Rat

29. April: Das Europäische Parlament und der Rat
verabschieden Aktionsprogramme der Gemein-
schaft zu seltenen und durch Umweltverschmut-
zung bedingte Krankheiten. Der Rat verabschiedet
das europaweite Programm zur Zusammenarbeit
im Hochschulbereich Tempus III.

Parlament - Kommission - Rat

5. Mai: Das Europäische Parlament stimmt der
Benennung von Romano Prodi zum Kommis-
sionspräsidenten für die verbleibende Mandats-
dauer zu. Die Änderungen am Entwurf zum neuen
Abgeordnetenstatut durch den Rat werden nicht
mehr erwähnt und damit für null und nichtig
erklärt, da sich das Parlament in seinen Kompe-
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tenzen nachhaltig beschnitten sah.

Agenda 2000

6. Mai: Das Europäische Parlament, der Rat und
die Kommission unterzeichnen eine neue Inter-
institutionelle Vereinbarung über die Haushalts-
disziplin und die Verbesserung des Haushalts-
verfahrens.

Abkommen - Mexiko - Parlament

7. Mai: Das Parlament stimmt dem Partnerschafts-
abkommen mit Mexiko zu, obwohl das
Vertragskapitel über den Handel bei den Ver-
handlungen noch nicht abgeschlossen wurde.

EFTA

11. Mai: Die EFTA legt ihren Jahresbericht 1998
vor. Die Zusammenarbeit mit der EU ist ausge-
weitet worden.

Kommission

11. Mai: Die Kommission billigt eine Mitteilung
über die Umsetzung des Finanzmarktrahmens für
die Finanzdienstleistungen.

Kooperationsrat EU-Russland, neben dem Ko-
sovo wird eine engere Zusammenarbeit und ins-
besondere die gemeinsame Strategie für Russland
besprochen.

Rat

17. Mai: Der Rat beschließt die Verordnungen
über die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik
im Rahmen der Agenda 2000 sowie einen
gemeinsamen Standpunkt zu einem Stabilitätspakt
für Südosteuropa.

Kosovo

19. Mai: Als amtierender Ratspräsident der EU
betont Bundeskanzler Gerhard Schröder die Über-
einstimmung von EU und NATO über die politi-
sche und militärische Doppelstrategie. Der
Einsatz von Bodentruppen wird weiter abgelehnt.

San Jose

20. Mai: Bei der 15. Ministertagung von San Jose
in Bonn stehen bei den Gesprächen zwischen der
EU-Troika der Kommission und den fünf mittel-
amerikanischen Außenministern die Wiederauf-
baupläne nach dem Hurrikan Mitch im Vorder-
grund.

Institutionelle Reform

15. Mai: Zur Vorbereitung einer Regierungskon-
ferenz zur Nachbesserung des Vertrags von Ams-
terdam soll mit der finnischen Ratspräsidentschaft
ein Ausschuss der Weisen zur Beratung eingesetzt
werden. Darüber hinaus billigt der Rat die Idee
einer Charta der Grundrechte für die EU.

Kosovo

17. Mai: Der Rat der Außenminister erklärt seine
Unterstützung für die Bemühungen des finnischen
Präsidenten Ahtisaari, im Namen der EU und
unter Abstimmung mit den USA und Russland die
Forderungen der internationalen Staatengemein-
schaft gegenüber Belgrad durchzusetzen.

Russland

17. Mai: Unter dem gemeinsamen Vorsitz von
Joschka Fischer und Igor Iwanow tagt der

Schengen

20. Mai: Der Rat billigt Beschlüsse zur Bestim-
mung des Schengen-Besitzstands und zur Fest-
legung der Rechtsgrundlagen zur Einbeziehung in
den Rahmen der Europäischen Union.

ASEAN

23. Mai: Der gemischte Ausschuss EU-ASEAN
hat trotz einiger Irritationen im Vorfeld seine Ge-
spräche in Bangkok begonnen. Der Dialog wurde
nach zwei Jahren wieder aufgenommen, nachdem
eine Regelung für Myanmar, mit dem die EU
keine Beziehungen unterhält, gefunden wurde.
Mit den anderen neuen Mitgliedern von ASEAN
wird Myanmar nur eine passive Rolle bei den
Gesprächen zugebilligt.

Parlament - Rat -Kommission

25. Mai: Die Präsidenten des Europäischen Parla-
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Juni

ments, des Rates und der Kommission unterzeich-
nen eine interinstitutionelle Vereinbarung über die
internen Untersuchungen, die vom Amt für
Betrugsbekämpfung durchgeführt werden sollen.
Das Europäische Parlament und der Rat beschlie-
ßen eine Richtlinie zum Verbrauchsgüterkauf und
einen Beschluss über die Einrichtung einer
Gemeinschaftsaktion zur Förderung der Ver-
anstaltung „Kulturhauptstadt Europas" für die
Jahre 2005 bis 2019.

Kommission

26. Mai: Die Kommission schlägt ein Abkommen
über den Stabilisierungs- und Assoziierungs-
prozess für die Länder Südosteuropas vor. Weiter
nimmt sie einen Aktionsplan zur Drogenbekämp-
fung und einen Vorschlag für eine Verordnung
über die Einführung von „Eurodac" für den Ver-
gleich der Fingerabdrücke von Asylbewerbern an.

Euro

27. Mai: Der Euro nähert sich der Parität mit dem
Dollar und fällt auf den bis dahin niedrigsten
Stand von nur noch knapp über 1,04 Dollar.

EuGH

28. Mai: Der Präsident des Gerichtshof unterbrei-
tet dem Rat der Justizminister Vorschläge zur
zukünfigen Gestaltung des Gerichtswesens. Ziel
der Vorschläge ist es, die zu erwartende steigende
Anzahl von Fällen durch eine effizientere Struktur
bewältigen zu können.

Rat

Dioxin - Kommission

2. Juni: Die Kommission beschließt im belgischen
Skandal um dioxinverseuchte Hühner, alle mögli-
cherweise betroffenen Produkte vom Markt zu
nehmen. Sie übt scharfe Kritik an der Informa-
tionspolitik der belgischen Behörden und kündigt
ein Vertragsverletzungsverfahren an.

Handelsbeziehungen - USA - WTO

3. Juni: Die WTO gestattet den USA, im Streit mit
der EU um hormonbehandeltes Rindfleisch Sank-
tionen zu verhängen.

Europäischer Rat - Köln

3./4. Juni: Der Europäische Rat beglückwünscht
den Sonderbeauftragten der EU, Präsident Martti
Ahtisaari, zu seinen erfolgreichen Bemühungen in
Belgrad zur Herstellung des Friedens im Kosovo.
Der Europäischen Rat beschließt weiter die erste
gemeinsame Strategie der Europäischen Union für
Russland sowie Erklärungen zur Stärkung der Ge-
meinsamen Europäischen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik. Javier Solana wird zum Hohen
Repräsentanten für die GASP und zum Generalse-
kretär des Rates ernannt. Die Ausarbeitung einer
Charta der Grundrechte der Europäischen Union
wird beschlossen. Der Europäische Beschäfti-
gungspakt wird angenommen und der Auftrag für
die nächste Regierungskonferenz definiert.

Technologie - Rat

8. Juni: Der Rat beschließt die Verordnung über die
Finanzierung der Verkehrs-, Energie- und Tele-
kommunikationsnetze für die Jahre 2000 bis 2006.

31. Mai: Der Rat beschließt die Umsetzung einer
nördlichen Dimension in den verschiedenen
Politikbereichen der Europäischen Union.

Juni

Wahlen

9. Juni: Tony Blair und Gerhard Schröder stellen
mit Blick auf die Europawahlen ihr Manifest der
Neuen Mitte vor.

Betrugsaffäre - Institutionelle Reform

1. Juni: Das Europäisch Amt für Betrugsbe-
kämpfung (Olaf) nimmt seine Arbeit auf.

Wahlen

10./11./13. Juni: Die EU-Bürger bestimmen bei
den fünften allgemeinen und unmittelbaren
Europawahlen die Abgeordneten des Europä-
ischen Parlaments. Die EVP löst die SPE als stärk-
ste Fraktion ab. Die Wahlbeteiligung erreicht
ihren niedrigsten Stand.
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Parlament - Rat

17. Juni: Das Europäische Parlament und der Rat
unterzeichnen eine Richtlinie über die Erhebung
von Gebühren für die Benutzung bestimmter
Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge.

Abkommen - Kanada

17. Juni: Auf dem Gipfeltreffen in Bonn zwischen
der Europäischen Union und Kanada treffen Rats-
präsident Gerhard Schröder, Kommissionsprä-
sident Jacques Santer und der kanadische Pre-
mierminister Jean Chretien zusammen. Im Mittel-
punkt steht die Unterzeichnung eines Wettbe-
werbsabkommens.

Euro

18. Juni: Die EZB bestätigt, erstmals zur Stützung
des Euro in den Devisenhandel eingegriffen und
Euro gekauft bzw. Yen verkauft zu haben.

Abkommen - Schweiz

21. Juni: Die EU und die Schweiz unterzeichnen
sektorielle Abkommen über Freizügigkeit, Land-
wirtschaft, öffentliches Auftragswesen, die gegen-
seitige Anerkennung der Konformität der Pro-
dukte, den Straßenverkehr, den Luftverkehr und
die Forschung.

Agenda 2000

21. Juni: Der Rat verabschiedet die Verordnungen
zu den Struktur- und Kohäsionsfonds sowie die
Instrumente zur Vorbereitung auf den Beitritt.

Südkaukasus

22. Juni: Auf dem Gipfeltreffen zwischen der
Europäischen Union und Armenien, Aserbaid-
schan und Georgien in Luxemburg sprechen sich
alle Seiten für eine schrittweise Heranführung der
Region an Europa aus.

G7/G8

18./20. Juni: Unter dem Vorsitz von Bundes-
kanzler Gerhard Schröder und in Anwesenheit
von Kommissionspräsident Jacques Santer kom-
men die sieben führenden Industrienationen und
Russland zu ihrem halbjährlichen Gipfeltreffen
zusammen. Im Mittelpunkt der Unterredungen
stehen die internationale Finanzarchitektur und
der Schuldenerlass für die ärmsten Schuldner-
länder.

Japan

20. Juni: In Bonn findet das achte Gipfeltreffen
zwischen der Europäischen Union und Japan statt.
Eine engere Zusammenarbeit wird beschlossen,
aber ein Abkommen zur gegenseitigen Anerken-
nung von Produkten kann noch nicht geschlossen
werden.

USA

21. Juni: Auf dem Transatlantischen Gipfel zwi-
schen der EU und den USA in Bonn steht die
Einrichtung eines Frühwarnsystems zur Entschär-
fung von Handelsstreitigkeiten im Mittelpunkt der
Gespräche.

Kosovo

23. Juni: Die vier Außenminister der EU-Staaten
Deutschlands, Frankreichs, Italiens und Groß-
britanniens, die im Rahmen der KFOR-Aktion die
Verantwortung über Sektoren im Kosovo über-
nommen haben, informieren sich auf einer Reise
durch das Krisengebiet.

Umwelt - Rat

25. Juni: Im Rat scheitert die Richtlinie zur
Rücknahme von Altautos zum zweiten Mal an der
Ankündigung Deutschlands, dagegen zu stimmen.
Die deutsche Autoindustrie hatte hohe Kosten gel-
tend gemacht, die ihr aus dieser Richtlinie ent-
stünden.

Lateinamerika

28729. Juni: Auf dem ersten Gipfeltreffen der 48
Staats- und Regierungschefs der Europäischen
Union und Lateinamerikas wird die Erklärung von
Rio verabschiedet. Die EU und die Staaten des
Mercosur streben die baldige Errichtung einer
Freihandelszone an.
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Kosovo

29. Juni: Der Europäische Rat benennt am Rande
der Konferenz von Rio Bodo Hombach als Koor-
dinator für den Stabilitätspakt und schlägt Wolf-
gang Petritsch als Nachfolger von Carlos Westen-
dorp für den Hohen Vertreter der internationalen
Gemeinschaft in Bosnien-Herzegowina vor.

Türkei

29. Juni: In einer Erklärung der Ratspräsident-
schaft wird an die Türkei appelliert, das Todes-
urteil gegen Abdullah Öcalan, falls es in der Beru-
fung bestätigt würde, nicht zu vollstrecken.

Wettbewerb - Kommission

30. Juni: In einem Mahnschreiben an die Unter-
nehmen der Formel-1-Rennen erhebt die
Kommission schwere Vorwürfe aufgrund von
Verstößen gegen die Wettbewerbsregeln.

Bangemann-Affäre

30. Juni: Nach dem Bekanntwerden des Wechsels
von Kommissionsmitglied Martin Bangemann
zum spanischen Telekommunikationskonzern
Telefonica als Verwaltungsratsmitglied wird er
von der Kommission beurlaubt. Das Parlament
protestiert scharf gegen sein Verhalten.

Juli

Präsidentschaft - Finnland

1. Juli: Finnland übernimmt den Ratsvorsitz. Als
Prioritäten der finnischen Präsidentschaft werden
die Vorbereitung auf die Erweiterung und die Re-
gierungskonferenz, die Verbesserung von Trans-
parenz und Bürgernähe der EU sowie die Stär-
kung des Einflusses Europas in der Welt genannt.

Wirtschaft

1. Juli: Die Duty-free-Verkäufe auf Reisen inner-
halb der Europäischen Union werden eingestellt.

Europol

1. Juli: Das Europäische Polizeiamt (Europol)
nimmt seine Arbeit auf.

Abkommen

1. Juli: Die Partnerschafts- und Kooperations-
abkommen mit Armenien, Aserbaidschan, Geor-
gien, Kasachstan, Kirgisistan und Usbekistan so-
wie das Interregionale Rahmenabkommen über
die Zusammenarbeit mit dem Mercosur treten in
Kraft.

Kommission

1. Juli: Die Kommission legt die Liste mit Ziel-1-
Fördergebieten vor und gibt die Verteilung der
Finanzmittel an.

Sprachen

1. Juli: Deutschland wird erstmals an einem infor-
mellen Ratstreffen nicht teilnehmen, da die finni-
sche Präsidentschaft nicht bereit ist, neben Eng-
lisch und Französisch auch Deutsch als Arbeits-
sprache zuzulassen.

Wettbewerb - Kommission

5. Juli: Kommissionsmitglied Karel van Miert
kündigt Bußgelder in der Höhe von mindestens
200 Mio. D-Mark gegen DaimlerChrysler wegen
Marktbehinderung beim Verkauf von Pkws an.
Um Preisunterschiede innerhalb des Binnen-
markts aufrechterhalten zu können, sollen Händler
den Verkauf an nichtortsansässige EU-Bürger
planmäßig verweigert haben.

Parlament

6. Juli: Nach zähen Verhandlungen tritt Pauline
Green nicht mehr als Kandidatin für den Vorsitz
der SPE-Fraktion an. Zu ihrem Nachfolger wird
Enrique Baron Crespo gewählt.

Agenda 2000

879. Juli: Die Kommission nimmt einen Vor-
schlag für einen Beschluss des Rates zur Ände-
rung des Systems der Eigenmittel an und fällt eine
Entscheidung über Schutzmaßnahmen hinsicht-
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lieh der Dioxinkontamination bestimmter tieri-
scher Erzeugnisse, die für die menschliche Ernäh-
rung oder die Tierfütterung bestimmt sind.

Kommission - Parlament

9. Juli: Romano Prodi stellt sein Team der Kom-
missionsmitglieder und ihre Aufgabenbereiche als
politisch ausgewogene Kommission vor. Das
Parlament äußert sich positiv, obwohl kein CDU-
Kommissar, was im Vorfeld angemahnt wurde,
dabei ist.

Wirtschaft - Rat

12. Juli: Der Rat beschließt die Grundzüge der
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der
Gemeinschaft für das Jahr 1999.

Parlament

13. Juli: Die EVP-Fraktion wählt Hans-Gert
Pöttering mit großer Mehrheit zu ihrem Fraktions-
vorsitzenden.

Kommission

14. Juli: Die Kommission billigt Vorschläge für
Verordnungen zum Schutz natürlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
durch die Organe und Einrichtungen der EG, über
die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerken-
nung und Vollstreckung von Entscheidungen in
Zivil- und Handelssachen. Weiter beschließt sie
einen Vorschlag für eine Richtlinie zur Verhin-
derung der Nutzung des Finanzsystems zum
Zwecke der Geldwäsche und eine Mitteilung über
Opfer von Straftaten in der EU.

Erweiterung - Kommission - Slowakei

14. Juli: Nach Ansicht von Kommissionsmitglied
Hans van den Broek erfüllt die Slowakei nach der
politischen Stabilisierung nun alle Kriterien, um
Beitrittsverhandlungen aufnehmen zu können.

Wettbewerb - Kultur - Kommission

14. Juli: Kommissionsmitglied Karel van Miert
fehlt bei der Abstimmung in der Kommission eine
Stimme, um die länderübergreifende Buchpreis-
bindung in Deutschland und Österreich für rechts-

widrig zu erklären.

Kommission

19. Juli: Die Mitgliedstaaten benennen im Ein-
vernehmen mit dem designierten Präsidenten der
Kommission, Romano Prodi, die zukünftigen
Kommissionsmitglieder. Es sind dies: Neil Kin-
nock (Vizepräsident, Verwaltungsreform), Loyola
de Palacio (Vizepräsidentin, Beziehungen zum
Europäischen Parlament, Verkehr und Energie),
Mario Monti (Wettbewerb), Franz Fischler (Land-
wirtschaft, Entwicklung des ländlichen Raums
und Fischerei), Erkki Liikanen (Unternehmen und
Informationsgesellschaft), Frits Bolkestein (Bin-
nenmarkt), Philippe Busquin (Forschung), Pedro
Solbes Mira (Wirtschaft und Währungsangelegen-
heiten), Poul Nielson (Entwicklung und humani-
täre Hilfe), Günter Verheugen (Erweiterung),
Chris Patten (Außenbeziehungen), Pascal Lamy
(Handel), David Byrne (Gesundheits- und Ver-
braucherschutz), Michel Barnier (Regionalpoli-
tik), Viviane Reding (Bildung und Kultur), Micha-
ele Schreyer (Haushalt), Margot Wallström (Um-
welt), Antonio Vitorino (Justiz und Inneres), Anna
Diamantopoulou (Beschäftigung und soziale
Angelegenheiten).

Landwirtschaft - Rat

19. Juli: Der Rat verabschiedet die Verordnungen
zur Festlegung der Agrarpreise für das Wirt-
schaftsjahr 1999/2000.

Parlament

20. - 23. Juli: Auf der ersten Tagung des neuge-
wählten Europäischen Parlaments in Straßburg
wird die Kandidatin der EVP-Fraktion Nicole
Fontaine gegen die Kandidaten der SPE-Fraktion,
Mario Soares, und der Grünen, Heidi Hautala, zur
Präsidentin gewählt. Nach Absprache mit der
Fraktion der Liberalen soll ihr deren Fraktionsvor-
sitzender Cox in der Mitte der Legislaturperiode
nachfolgen.

Kommission

23. Juli: Die Kommission beschließt, ab dem 1.
August das Exportverbot gegen britische Rind-
fleischerzeugnisse aufzuheben.
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Ukraine

23. Juli: In Kiew findet das dritte Gipfeltreffen
zwischen der EU und der Ukraine statt.

Kommission

28. Juli: Die Kommission nimmt ein Grünbuch
über die zivilrechtliche Haftung für fehlerhafte
Produkte an.

Handelsbeziehungen - USA - Kanada

29. Juli: Die Sanktionen der USA im Streit um das
Embargo der EU gegen hormonbehandeltes
Rindfleisch treten in Form von hundertprozenti-
gen Strafzöllen auf einige europäische Waren in
Kraft. Kanada will mit seinen Maßnahmen am 1.
August folgen. Die WTO hatte die gerechtfertigte
Höhe der Strafzölle am 12. Juli festgelegt.

AKP

29./30. Juli: In Brüssel findet die zweite AKP-EU-
Ministerkonferenz zur Aushandlung eines Ab-
kommens über eine Partnerschaft im Dienste der
Entwicklung statt. Dieses Abkommen soll das
Nachfolgeabkommen zum vierten Lome-Abkom-
men ablösen.

Balkan

30. Juli: In Sarajevo kommen Staats- und Regie-
rungschefs und Vertreter internationaler Organisa-
tionen zum Gipfeltreffen über den Stabilitätspakt
für Südosteuropa zusammen. Bodo Hombach
wird Koordinator für den Stabilitätspakt.

August

Verbraucher

1. August: Das Exportverbot für britisches Rind-
fleisch ist außer Kraft. Deutschland und Frank-
reich wollen das Importverbot entgegen der Ent-
scheidung der Kommission beibehalten.

Umwelt - Rat

3. August: Der Rat nimmt die modifizierte Richt-

AugUSt

linie zur Altautoregelung gegen die Stimme
Deutschlands an.

Bangemann-Affäre

3. August: Der Rat beantragt beim EuGH die Ab-
erkennung der Ruhegehaltsansprüche von Martin
Bangemann. Nachdem Bangemann am 17. Sep-
tember dagegen eine Nichtigkeitsklage erhoben
hat, teilt er jedoch am 10. Dezember dem Rat mit,
dass er keine Tätigkeit bei dritten Parteien vor
dem 31. Dezember 2001 aufnehmen wird, wo-
raufhin der Rat seine Klage zurückzieht.

Kommission - Wettbewerb

11. August: Die Kommission billigt mit Auflagen
die Fusion von Hoechst und Rhone-Poulence zu
Aventis.

Naturereignis

11. August: In ganz Europa beobachten Millionen
Menschen die letzte totale Sonnenfinsternis dieses
Jahrtausends.

Kommission - Türkei

18. August: Die Kommission beschließt, zwei
Millionen Soforthilfe für die Erdbebenopfer in der
Türkei zur Verfügung zu stellen.

Parlament - Kommission

30. August - 3. September: Die Anhörung der de-
signierten Kommissionsmitglieder durch die Par-
lamentsausschüsse findet statt. Es werden keine
gravierenden Mängel festgestellt.

September

Türkei

1. September: Griechenland stimmt der Sofort-
hilfe für die Erdbebenopfer in der Türkei zu,
blockiert aber weiter das Finanzprotokoll mit der
Türkei.
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Europarat

1. September: Der Österreicher Walter Schwim-
mer löst den Schweden Daniel Tarschys als Ge-
neralsekretär ab.

Parlament - Kommission

15. September: Das Europäische Parlament
stimmt der Benennung der neuen Kommission
von Romano Prodi zu.

GASP

4./5. September: Javier Solana, noch NATO-
Generalsekretär, nimmt in seiner Funktion als
Hoher Repräsentant für die Gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik am Treffen der EU-Außen-
minister in Saariselkä, Finnland, teil.

Wirtschaft - Kommission

8. September: Die Kommission beschließt einen
Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Ein-
setzung eines Ausschusses für Beschäftigung so-
wie weitere beschäftigungspolitische Vorlagen.

Kommission

8. September: Die Kommission nimmt eine
Empfehlung für einen Beschluss des Rates an, mit
dem sie zur Aushandlung eines Stabilisierungs-
und Assoziierungsabkommens mit der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien ermächtigt
wird.

Kommission

14. September: Die Kommission billigt einen Vor-
schlag für einen Rahmenbeschluss zur Bekämp-
fung von Betrug und Fälschung im Zusammen-
hang mit bargeldlosen Zahlungsmitteln.

Nahost

14. September: Der Rat für Allgemeine Angele-
genheiten begrüßt die Unterzeichnung des Memo-
randums von Scharm el Scheich am 5. September
und sichert Ehud Barak und Jassir Arafat die wei-
tere Unterstützung der EU zu.

GASP - Indonesien

14. September: Der Rat fordert die schnelle
Umsetzung der Unabhängigkeit für Ost-Timor,
verhängt ein viermonatiges Waffenembargo gegen
Indonesien und setzt die militärische Zusammen-
arbeit aus.

Sprachen

27. September: Deutschland und Österreich boy-
kottieren die informelle Tagung der Minister für
Wohnungswesen in Kuopio, weil Deutsch nicht
als Arbeitssprache zugelassen wird.

Umwelt - Verkehr

28. September: Deutschland und Österreich wen-
den sich im Rat entschieden gegen den Vorschlag
der Kommission, die Fahrbeschränkungen für
Lkws am Wochenende zu harmonisieren, da dies
eine Einschränkung des Wochenendfahrverbotes
der beiden Länder bedeuten würde.

Oktober

Inneres und Justiz

5. Oktober: Die finnische Ratspräsidentschaft
erklärt die Regelung zur Einwanderung, Einreise
und Wohnsitznahme von Staatsangehörigen aus
Drittländern und die Schaffung eines einheitlichen
Asylsystems zu vorrangigen Zielen des Gipfels
von Tampere.

GASP - Russland

6. Oktober: Die EU-Troika hält sich zu
Gesprächen über Tschetschenien, Reformen des
Finanzsystems und die Umsetzung der gemeinsa-
men Strategie für Russland in Moskau auf.

Parlament - Russland

8. Oktober: Das Europäische Parlament verurteilt
in einem Entschließungsantrag während einer
Dringlichkeitsdebatte das militärische Eingreifen
Russlands in Tschetschenien.

ASEM

9./10. Oktober: Auf dem ASEM-Gipfel in Berlin
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drückten die Partner ihren gemeinsamen Willen
aus eine Freihandelszone anzustreben und die Zu-
sammenarbeit im privatwirtschaftlichen und im
ökologischen Bereich zu verstärken. Dissens
bestand in Fragen der Menschenrechte und des
Sozialdumpings.

Umwelt - Rat

12. Oktober: Der Rat beschließt die Schluss-
folgerungen zur nachhaltigen Entwicklung und
zur Einbeziehung der Umweltbelange in die ande-
ren Politiken.

AKP

10. Oktober: Die 29. Paritätische Versammlung
AKP/EU wird in Nassau (Bahamas) eröffnet.
Themen sind die Regelungen der Beziehungen
nach dem Auslaufen des Nachfolgeabkommen
zum vierten Lome-Abkommen durch das Ab-
kommen über eine Partnerschaft im Dienste der
Entwicklung und der Armutsbekämpfung.

Balkan

11. Oktober: Der Rat für Allgemeine Angele-
genheiten beschließt, das Öl-Embargo gegen Ju-
goslawien nicht aufzuheben, jedoch das Pro-
gramm „Energie für Demokratie" zu starten, in
dessen Rahmen die jugoslawischen Städte Nis
und Pirot, die von der Opposition regiert werden,
mit Heizöl versorgt werden sollen.

Abkommen - Südafrika

11. Oktober: Das Abkommen über Handel, Ent-
wicklung und Zusammenarbeit mit der Republik
Südafrika wird in Pretoria unterzeichnet, nachdem
der Streit über Weine und Spirituosen in letzter
Minute über eine Ausklammerung vertagt werden
konnte.

Menschenrechte - Rat

11. Oktober: Der Rat für Allgemeine Angelegen-
heiten billigt den ersten Jahresbericht über die
Menschenrechte.

Nahost

11. Oktober: Der israelische Außenminister David
Levy trifft die Vorsitzende des Rates, die finnische
Außenministerin Tarja Halonen, in Luxemburg zu
Gesprächen über den Nahostfriedensprozess. Zur
Intensivierung der Beziehungen wird die Bildung
des „Forums EU-Israel" beschlossen.

Kaukasus

12. Oktober: In Luxemburg tagen die Koope-
rationsräte der EU mit Aserbaidschan, Armenien
und Georgien erstmals nach In-Kraft-Treten der
Partnerschafts- und Kooperationsabkommen.

Erweiterung

13. Oktober: Die Kommission schlägt dem
Europäischen Rat vor, die Aufnahme von Bei-
trittsgesprächen mit der Slowakei, Litauen, Lett-
land, Malta und mit Vorbedingungen mit Bul-
garien und Rumänien zu beschließen. Der Türkei
soll der Status eines offiziellen Beitrittskandidaten
gewährt werden.

GASP - Pakistan

13. Oktober: Die EU verlangt nach dem Militär-
putsch in Pakistan die sofortige Wiedereinsetzung
der zivilen Regierung und verschiebt die Unter-
zeichnung des Kooperationsabkommens.

Europäischer Rat - Tampere

15./16. Oktober: Der Europäische Rat tritt in
Tampere zu einer Sondertagung zusammen, die
dem Thema Justiz und Inneres gewidmet ist. Er
fasst eine Reihe von Beschlüssen, vor allem das
Asylrecht, die Zuwanderung und den Zugang zum
Recht und die Kriminalitätsbekämpfung betref-
fend. Dadurch soll der Raum der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts gestärkt und mit der
Ausarbeitung eines Entwurfs einer EU-Charta der
Grundrechte bekräftigt werden.

Institutionelle Reform

18. Oktober: Die von der Kommission beauftrag-
ten drei Weisen, Jean-Luc Dehaene, Richard von
Weizsäcker und Lord David Simon, legen ihren
Bericht zur Auswirkung der Erweiterung auf die
Institutionen der EU vor und empfehlen eine um-
fassende Reform über die Nachbesserungen zu
Amsterdam hinaus. Der Gedanke der Flexibilisie-
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rung soll in den Mittelpunkt gerückt werden. Je-
des Land soll weiter in allen gemeinschaftlichen
Gremien von der Kommission bis zum Gerichts-
hof vertreten sein. Die Präsidentschaft der Kom-
mission soll deswegen gestärkt werden. Die quali-
fizierte Mehrheitsentscheidung wird als Regel
empfohlen.

Menschenrechte - Parlament

28. Oktober: Das Europäische Parlament be-
schließt den Sacharow-Preis Xanana Gusmao,
dem Führer der Unabhängigkeitsbewegung von
Ost-Timor, zu verleihen.

GASP November

18. Oktober: Javier Solana tritt das Amt als Hoher
Repräsentant der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik und als Generalsekretär des
Rats offiziell an.

Abkommen - Kambodscha

1. November: Das Kooperationsabkommen mit
Kambodscha tritt in Kraft.

Kommission

19. Oktober: Die für Kultur zuständige Kom-
missarin Viviane Reding regt an, neben dem
aktuellen Kampf gegen Doping eine Sportdimen-
sion in einen neuen Vertrag aufzunehmen. Es soll
auch darüber nachgedacht werden, wie die negati-
ven Auswirkungen des Bosman-Urteils kompen-
siert werden können.

Russland

22. Oktober: In Helsinki findet das Gipfeltreffen
der Europäischen Union und Russlands statt. Im
Mittelpunkt der Gespräche stehen der Krieg in
Tschetschenien, die Gestaltung der bilateralen Be-
ziehungen und die Bekämpfung der organisierten
Kriminalität.

Handelsbeziehungen - WTO

25. Oktober: Der Rat einigt sich auf eine gemein-
same Position zur Eröffnung der „Millenium
Round" der WTO in Seattle. Die förmliche Bestä-
tigung folgt am 26. Oktober.

EuGH

26. Okotber: Im Fall Angela Maria Sirdar/The
Army Bord, Secretary of State for Defence (C-
273/97) entscheidet der Gerichtshof, dass die mili-
tärische Organisation auch unter das Gemein-
schaftsrecht und damit die Gleichbehandlungs-
richtlinie von Männern und Frauen fällt, jedoch
die Staaten einen Ermessenspielraum haben, der
zwar sehr eng auszulegen ist, im Fall der Royal
Marines aber den Ausschluss von Frauen zulässt.

Handelsbeziehungen - USA

2. November: Im Streit zwischen der EU und den
USA über die Lärmemission von Flugzeugen mit
Hushkits fordern die USA die Rücknahme der
Regelung, während die EU eine Aussetzung an-
bietet.

Euro

4. November: Die EZB erhöht die Leitzinsen um
0,5 Prozentpunkte auf 3% und 4%, um die
Preisstabilität zu garantieren.

Institutionelle Reform

10. November: Die Kommission stellt ihren
Beitrag zur Vorbereitung der nächsten Regie-
rungskonferenz über die Revision der Verträge
vor. Sie spricht sich u. a. aus für eine Verstärkung
der Zusammenarbeit durch Formen der Flexibili-
tät und für die Aufteilung der Verträge in einen
Basisvertrag und ausführende Verträge.

Kommission

10. November: Die Kommission billigt Mittei-
lungen zur vollständigen Überprüfung des Rechts-
rahmens für die elektronische Kommunikation,
Vorschläge für Verordnungen über die gemein-
same Marktorganisation für Faserflachs und -hanf
sowie zur Änderung der gemeinsamen Marktor-
ganisation für Bananen zur Erlangung der Konfor-
mität mit den WTO-Regelungen.
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GASP - Rat

15. November: Der Rat gestattet seinem General-
sekretär und Hohen Repräsentanten für die GASP,
Javier Solana, das Amt des Generalsekretär der
WEU zu übernehmen. Im Rahmen der Vorberei-
tungen für den Gipfel von Helsinki wird die Stär-
kung der Gemeinsamen Europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik im erstmaligen
Beisein der Verteidigungsminister diskutiert.
Weiter nimmt der Rat eine Verordnung über die
Hilfe für das ehemalige Jugoslawien und zur
Einrichtung der Europäischen Agentur für den
Wiederaufbau an.

gen für das bilaterale Freihandelsabkommen ab.
Das Abkommen sieht vor, bis 2007 die Märkte für
Industrieprodukte und bis 2010 die Märkte für
Agrarerzeugnisse vollständig zu öffnen und eine
gemeinsame Freihandelszone zu bilden.

Wettbewerb - Kommission

26. November: Die Kommission stellt klar, dass
jede deutsche Beihilfe für den vom Konkurs be-
drohten Baukonzern Philipp Holzmann von ihr
geprüft und genehmigt werden muss.

OSZE

18./19. November: In Istanbul findet das Gipfel-
treffen der Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (OSZE) statt. Es wird
überschattet vom Krieg in Tschetschenien.

WEU

19. November: Die Mitgliedsländer der WEU
ernennen auf ihrer Ratstagung Javier Solana zum
neuen Generalsekretär der WEU. Er tritt sein Amt
zum 25. November an. Durch die Personalunion
soll die WEU näher an die Europäische Union
herangeführt werden.

Kommission

24. November: Die Kommission billigt Mittei-
lungen, in denen ihre neue Strategie für den Bin-
nenmarkt für den Zeitraum 2000-2004 dargelegt
und das Programm der Europäischen Gemein-
schaft für Politik und Maßnahmen im Hinblick
auf eine dauerhafte und umweltgerechte Entwick-
lung bewertet werden.

Rat

29. November: Der Rat billigt den gemeinsamen
Beschäftigungsbericht für das Jahr 1999.

Euro

29. November: Nachdem der Euro sich weiter der
Parität mit dem Dollar annähert, äußern sich eini-
ge Länder der Eurozone besorgt. Der Präsident
der EZB, Wim Duisenberg, sieht keinen Grund
zum Eingreifen, da die innere Preisstabilität nicht
gefährdet ist.

Handelsbeziehungen - WTO

30. November - 3. Dezember: Die dritte Minister-
konferenz der Welthandelsorganisation in Seattle
wird von schweren Protesten und Ausschreitun-
gen von Globalisierungsgegnern stark behindert.

Dezember

Kommission

Rat

24. November: Der Rat beschließt neue Regelun-
gen für die Strukturbeihilfen und die gemeinsame
Marktordnung im Bereich Fischerei.

1. Dezember: Die Kommission billigt eine Mit-
teilung über die Schaffung des einheitlichen euro-
päischen Luftraums und einen Vorschlag für eine
Richtlinie über das Recht auf Familienzusam-
menführung.

Abkommen - Mexiko

25. November: Nach langwierigen Verhandlungen
schließen Pascal Lamy, das Kommissionsmitglied
für Handelspolitik, und Herminio Blanco, der
mexikanische Handelsminister, die Vorbereitun-

Erweiterung

6. Dezember: Der Rat billigt die Beschlüsse über
die Grundsätze, Prioritäten, Zwischenziele und
Bedingungen der Beitrittspartnerschaften für die
Länder Mittel- und Osteuropas.
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AKP

1.1%. Dezember: In Brüssel findet die dritte
Ministerkonferenz der AKP-Staaten und der EU
zur Aushandlung eines Abkommens über eine
Partnerschaft im Dienste der Entwicklung statt.

Technologie - Kommission

8. Dezember: Die Kommission billigt die Mit-
teilung „eEurope: eine Informationsgesellschaft
für alle".

Europäischer Rat - Helsinki

10./11. Dezember: Der Europäische Rat be-
schließt die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen
mit Bulgarien, Lettland, Litauen, Rumänien, der
Slowakei und Malta und er entscheidet, der Türkei
den Status eines Beitrittskandidaten zu verleihen.
Im Februar 2000 soll eine Regierungskonferenz
zur Revision der Verträge einberufen werden. Die
Gemeinsame Europäische Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik wird weiter ausgebaut. Weiter
werden eine gemeinsame Strategie für die Ukrai-
ne, eine „Jahrtausenderklärung" und eine Erklä-
rung zu Tschetschenien angenommen, sowie die
Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnah-
men für das Jahr 2000 verabschiedet.

Technologie - Rat - Parlament

13. Dezember: Das Europäische Parlament und
der Rat unterzeichnen eine Richtlinie über
gemeinsame Rahmenbedingungen für elektroni-
sche Signaturen.

Schengen - Griechenland

13. Dezember: Der Rat beschließt die uneinge-
schränkte Anwendung des Schengen-Besitzstands
in Griechenland.

Parlament - Rat

16. Dezember: Das Europäische Parlament billigt
im Einvernehmen mit dem Rat den Haushaltsplan
2000.

Fischerei - Rat

16. Dezember: Der Rat billigt eine Verordnung

über die gemeinsame Marktorganisation für die
Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur.

Kanada

16. Dezember: In Ottawa findet das halbjährliche
Gipfeltreffen der Europäischen Union und Kana-
das statt.

Grundrechtecharta

17. Dezember: Die vom Gipfel in Köln zur
Erarbeitung einer Grundrechtecharta eingesetzte
Gruppe nimmt ihre Arbeit unter ihrem Präsidenten
Roman Herzog auf. Ziel ist es, eine Liste mit
Grundrechten zu erstellen, die einen rechtsver-
bindlichen Charakter annehmen und Teil der
Verträge werden soll.

USA

17. Dezember: In Washington findet das Gipfel-
treffen zwischen der Europäische Union und den
Vereinigten Staaten statt.

China

20. Dezember: Portugal übergibt Macau an China.
Das Europäische Parlament hatte am 17. Dezem-
ber China aufgefordert, den Sonderstatus von
Macau zu respektieren.

Rat

21. Dezember: Der Rat beschließt die neue
TACIS-Verordnung über die Hilfe für die Neuen
Unabhängigen Staaten für den Zeitraum 2000-
2006.

China

21. Dezember: In Peking findet das zweite Gipfel-
treffen zwischen der Europäischen Union und
China statt.

Jahreswechsel

31. Dezember/l. Januar: Die befürchteten
Schwierigkeiten bei der Umstellung der Computer
von „99" auf „00" treten europa- wie weltweit
nicht ein.
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